


Informat ions-Bulletin  Seite 2  

IST DAS 
SCHWEIZER 

STEUER-
SYSTEM FÜR SIE 
EIN SCHWEIZER 

TEUER-
SYSTEM? 

Bei uns sind Sie an der 
richtigen Adresse, wenn Sie 
jemanden suchen, der das 

Schweizer Steuersystem kennt 
wie seine Westentasche. Wir 

beraten Sie in allen 
fiskalischen Fragen, helfen 

Ihnen, Steuern zu sparen und 
sind Ihnen bei der Erstellung 

Ihrer Steuererklärung 
behilflich. Zudem informieren 

wir Sie über sämtliche 
Abzugsmöglichkeiten und 
füllen für Sie die nötigen 

Formulare für Einkommen, 
Vermögen, 

Grundstückgewinne, 
Erbschaften oder 

Schenkungen aus. Wir freuen 
uns auf Ihre 

Kontaktaufnahme. 

Das bisherige System der AHV-Nummer hat 
sich während fast 60 Jahren bewährt. Nun 
stösst es aber an seine Grenzen. Es ist schon 
bald nicht mehr ausreichend, um jeder Per-
son eine eindeutige Nummer zuordnen zu 
können. Ausserdem sind in der heutigen 
Nummer einfach lesbare Angaben über die 
Versicherten codiert: Geburtsdatum, Ge-
schlecht, Anfangsbuchstabengruppe des Ge-
schlechtsnamens, Schweizer/in oder Auslän-
der/in. Dies genügt den heutigen Anforde-
rungen des Datenschutzes nicht.  

Daher soll die heutige elfstellige AHV-
Nummer ab 2008 durch eine neue 13-stellige 
Nummer ersetzt werden, die keinerlei Rück-
schlüsse auf die versicherte Person zulässt. 
Auch allen bisher Versicherten wird eine 
neue Nummer zugeteilt. Mit organisatori-
schen Massnahmen wird sichergestellt, dass 
keine Daten wegen des neuen Nummernsys-
tems verloren gehen. 

Die Verwendung der AHV-Nummer ist heu-
te gesetzlich nicht eingeschränkt und hat sich 
im Laufe der Zeit weit und unkontrollierbar 
über die AHV hinaus bis in den geschäftli-
chen und privaten Bereich verbreitet. Diese 
Situation entspricht den Anforderungen des 

Datenschutzes nicht. Ein im Netz der sozia-
len Sicherheit verbreiteter, aber gezielter und 
kontrollierter Einsatz der Nummer würde 
hingegen grossen Nutzen bieten, indem die 
Koordination in dem dezentralen System 
deutlich erleichtert würde. Die Gesetzesän-
derung ermöglicht daher zunächst die Ver-
wendung der AHV-Nummer als Sozialvers i-
cherungsnummer in allen bundesrechtlich 
geregelten Sozialversicherungen. 

Darüber hinaus erlaubt die Vorlage aber 
auch die Verwendung der AHV-Nummer 
im Bereich der privaten Zusatzversicherun-
gen zur obligatorischen Kranken- und Un-
fallversicherung, der Bundessteuern, der 
Militärverwaltung und bei der ETH. Sie er-
möglicht den Kantonen und Gemeinden 
den Einsatz der Nummer im Rahmen der 
Verbilligung der Krankenkassenprämien, 
der Sozialhilfe, der Steuern und der Bildung. 
Mit dieser Ermächtigung werden nicht nur 
Auflagen in Bezug auf den Datenschutz ver-
bunden, sondern auch Massnahmen zur  
Sicherstellung der Kontrolle über die ver-
wendeten Sozialversicherungsnummern.  
Quellenangabe: Jusletter, 5.12.2005 
 

N E U E  AHV-N U M M E R  

LE X  K O L L E R  W I R D  A U F G E H O B E N  
Massnahmen vermindert werden soll.  

Der Anwendungsbereich des Gesetzes ist 
im Laufe der Zeit stark eingeschränkt wor-
den. Es erfasst heute grundsätzlich nur noch 
den Erwerb von Ferienwohnungen und von 
nicht selbst genutztem Wohneigentum. Be-
trieblich genutzte Grundstücke können Per-
sonen im Ausland schon seit einiger Zeit 
bewilligungsfrei erwerben, auch wenn sie 
selber kein Gewerbe darauf betreiben.  

Nach der Aufhebung der Lex Koller könn-
ten Personen im Ausland ohne das kompli-
zierte Bewilligungsverfahren auch Bauland 
und Wohnliegenschaften (Ein- und Mehrfa-
milienhäuser sowie Stockwerkeinheiten) als 
blosse Kapitalanlage erwerben. Ausländi-
sche Investitionen in den Wohnungsbau 
dürften wichtige volkswirtschaftliche Impul-
se auslösen. Diese Investitionen könnten 
Arbeitsplätze schaffen oder erhalten und das 
vielerorts knappe Angebot an Mietwohnun-
gen vergrössern. Mit der Aufhebung der Lex 
Koller entfiele zudem der administrative 
Aufwand insbesondere der kantonalen Be-
willigungsbehörden.  
Quellenangabe: Jusletter, 7.11.2005 

Künftig sollen Ausländer Grundstücke in der 
Schweiz ohne ein kompliziertes Bewilligungs-
verfahren kaufen können. Nach Ansicht des 
Bundesrates ist die Lex Koller heute nicht 
mehr notwendig und soll deshalb aufgehoben 
werden. Dies dürfte wichtige volkswirtschaft-
liche Impulse auslösen. 

Um negative Auswirkungen im Ferienwoh-
nungsbau zu vermeiden, die namentlich in 
Tourismusgebieten auftreten könnten, sieht 
der Bundesrat flankierende raumplanerische 
Massnahmen vor. Er hat am 2. November die 
Vorschläge des EJPD und UVEK bis Ende 
Februar 2006 in die Vernehmlassung ge-
schickt. 

Das Bundesgesetz über den Erwerb von 
Grundstücken durch Personen im Ausland 
(Lex Koller) ist heute nicht mehr notwendig, 
hält das EJPD in seinem Bericht fest. Die 
Gefahr einer Überfremdung des einheimi-
schen Bodens, zu deren Bekämpfung das Ge-
setz geschaffen worden ist, besteht - mit Aus-
nahme weniger Gemeinden - nicht mehr. In 
einigen Fremdenverkehrsorten gibt es noch 
eine starke ausländische Nachfrage nach Fe-
rienwohnungen, was durch raumplanerische 
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EVERYTHING 
YOU ALWAYS 
WANTED TO 

KNOW ABOUT 
TAX 

If you are looking for someone 
who knows all the ins and 

outs of the Swiss tax law, you 
are at the right address. We 
will advise you on all fiscal 
matters, help you to  reduce 

taxes and assist you in filling-
in your tax returns. We will 
inform you of all possible tax 
deductions and gladly fill- in 

all forms pertaining to income, 
assets, capital gains, 

inheritances and gifts for you. 
We are very much looking 

forward to being of assistance 
to you soon. 
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K O R R E K T U R  D E R  PE N S I O N S -
R E G E L U N G  F Ü R  B U N D E S R Ä T E  

als ca. CHF 200‘000.- erzielt. Die in dieser 
Frage einstimmige SPK ist allerdings der 
Auffassung, dass die neue Regelung weiter-
hin auch das Ziel verfolgen muss, dass die 
Attraktivität der Magistratsämter gegenüber 
anderen Spitzenfunktionen gewahrt und die 
Unabhängigkeit der Magistratspersonen in 
ihrer Amtsführung  sichergestellt bleibt. 

Die Kommission hat folgende weitere Be-
schlüsse gefasst: 

- Abgelehnt wird mit 13:9 Stimmen eine 
parlamentarische Initiative von National-
rätin Huguenin (fraktionslos, VD), welche 
einen besseren Status für fraktionslose 
Ratsmitglieder, insbesondere deren Ein-
sitznahme in die Kommissionen fordert 
(04.493). Dieser Anspruch erscheint der 
Kommission nicht erfüllbar, weil die 
Kommissionen gemäss der Stärke der 
Fraktionen im jeweiligen Rat zusammen-
gesetzt sein sollen. 

-  Mit 18:0 Stimmen bei 4 Enthaltungen 
wurde eine Motion Mörgeli (SVP/ZH) 
abgelehnt, welche verschiedene Entschä-
digungen der Ratsmitglieder für ihre Sach- 
und Personalausgaben neu der Steuer-
pflicht unterstellen will (05.3163). Bei die-
sen Entschädigungen handelt es sich nicht 
um Einkommen; analoge Spesenpausch a-
len sind auch in der Privatwirtschaft üb-
lich und müssen dort ebenfalls nicht ver-
steuert werden. Quellenangabe: Jusletter, 
19.9.2005 

 

Wenn ein Mitglied des Bundesrates beim 
Ausscheiden aus seinem Amt noch einen 
grösseren Teil seines Berufslebens vor sich 
hat oder wenn es neben dem Ruhegehalt 
einen Verdienst erzielt, so soll das Ruhege-
halt gekürzt werden. 

Eine Petition Fritz Hammer (04.2020) ver-
langt, dass in Zeiten von Sparmassnahmen 
die Pensionsbezüge der Mitglieder des Bun-
desrates sowie des obersten Kaders der Bun-
desverwaltung gekürzt werden sollen. Die 
SPK kann zwar eine derart pauschale Forde-
rung nicht unterstützen. Sie nimmt die Petiti-
on aber zum Anlass, auf dem Wege der par-
lamentarischen Initiative die Ausarbeitung 
einer differenzierteren Pensionsregelung für 
Magistratspersonen in die Wege zu leiten. 

Die heute geltende Regelung geht davon aus, 
dass ein Mitglied des Bundesrates beim Aus-
scheiden aus dem Amt effektiv im Pensions-
alter oder kurz davor steht. Wer beim Aus-
scheiden aus dem Amt noch z.B. 15 oder 20 
Jahre bis zur Erreichung des ordentlichen 
Pensionsalters vor sich hat und damit durch-
aus Gelegenheit hat, sich beruflich neu zu 
orientieren, erhält nach der geltenden Rege-
lung dennoch lebenslänglich die volle Pensi-
on von zurzeit ca. CHF 200‘000.- pro Jahr, 
sofern er oder sie mindestens vier Jahre Mit-
glied des Bundesrates gewesen ist. Diese Re-
gelung erscheint der Kommission als offen-
sichtlich zu grosszügig. Dasselbe gilt für die 
heutige Regelung, wonach eine Kürzung des 
Ruhegehalts erst dann erfolgt, wenn eine 
ehemalige Magistratsperson neben dem Ru-
hegehalt ein Erwerbseinkommen von mehr 

VO R L A G E  Z U R  M I L D E R U N G  D E R   
„H E I R A T S S T R A F E“  
Die steuerliche Mehrbelastung von Zweiver-
diener-Ehepaaren gegenüber gleichgestellten 
Konkubinatspaaren ist ein seit Jahren stos-
sendes Ärgernis bei der direkten Bundessteu-
er. Um diese Verfassungswidrigkeit aus dem 
Weg zu räumen, hat der Bundesrat beschlos-
sen, eine entsprechende Vorlage in die Ver-
nehmlassung zu schicken. 

Diese sieht eine Erhöhung des heute beste-
henden fixen Zweiverdienerabzugs vor: von 
CHF 7‘600.- auf 50 Prozent des niedrigeren 
Zweiteinkommens bis zu einem Maximalbe-
trag von CHF 55‘000.-. Sofern die Sofort-

massnahme am 1. Januar 2007 in Kraft tre-
ten kann, belaufen sich die Mindereinnah-
men im Finanzplanjahr 2009 auf 750 Millio-
nen. Um eine Erhöhung des strukturellen 
Defizits und damit die Missachtung der 
Vorschriften der Schuldenbremse zu verhin-
dern, müssen die Einnahmenausfälle kom-
pensiert werden. Diese sogenannte Gegenfi-
nanzierung soll vornehmlich über eine Ta-
riferhöhung für Alleinstehende und Konku-
binatspaare sowie über Sparmassnahmen in 
den Departementen sichergestellt werden. 
Quellenangabe: Jusletter, 26.9.2005 


